
1 
 

V E R H A N D L U N G S S C H R I F T 

 

Über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates am 24.06.2020 

  

Tagungsort: Mehrzweckhalle Riedersbach  

 

Anwesend: 

 

1. Bürgermeister  DAVID Valentin 

2. Vizebürgermeisterin RUSCH Anneliese 

3. Gemeindevorstand Ing. POHL Walter 

4. „ HUBER Michaela 

5. „ TISCH Franz 

6. „ SCHMIDLECHNER Josef  

7. Gemeinderat PABINGER Manfred 

8. „ NEIßL Georg 

9. „ GRUBER Thomas 

10. „ GRUBER Harald 

11. „ VEICHTLBAUER Karin 

12. „ ERTL Petra 

13. „ STROHMEIER Manfred 

14. „ HÖFER Gregor 

15. „ MAGES Günter 

16. „ MAGES Philipp 

17. „ HUBER Felix Walter 

18. „ JOHAM Friedrich 

19. „ Dr. BINDER Helmut 

20. Ersatzmann/-frau BRANDSTÄTTER Christian 

21. „ PABINGER Helga 

22. „ LOBENTANZ Christoph 

23. „ SCHMIEDLECHNER Andreas 

24. „ KÖCK Astrid 

25. „ Ing. WALTL Josef 
  

Entschuldigt fehlten: 

GV EBERHERR Johann 
GR WOHLAND Rudolf 
GR PFAFFINGER Agnes 
GR EBERHERR Paula 
GR DIVOS Hannes 
GR ÖTZLINGER Isabella 

 

Beginn:  19.00 Uhr    Ende:   20.40 Uhr 
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Tagesordnung:  

 
1. 900/ Bericht des Prüfungsausschusses  
2. 030/ Beschlussfassung Infrastrukturkostenvereinbarung Kinzl Georg und Manuela  
3. 031/ Beschlussfassung Verfahren nach dem Raumordnungsgesetz 
4. Beschlussfassung Seeleiten / Neuplanungsgebiet  

Beschlussfassung Einleitung Verfahren Bebauungsplan Änderung  
Veichtlbauer Hannes / Ordination Dr. Eva Permanschlager            

5. 262/ Beschlussfassung betreffend Sportanlage in Trimmelkam  
6. 240/ Beschlussfassung betreffend Kinderbetreuung aufgrund Covid-19 Gesetz  
7. 250/ Beschlussfassung Indexanpassung Tarif Hort Riedersbach 
8. 250/ Beschlussfassung EKIZ - Jahresabschluss 2019  
9. 612/ Beschlussfassung Gestattungsvertrag Sondernutzung mit Energie AG‚ 

Bereich Moosachbrücke (Helmberger Straße / Laubenbach) 
10. 670/ Beschlussfassung betreffend Überprüfung Versicherungen 
11. 770/ Beschlussfassung Änderung Postpartnervertrag  
12. Bericht des Bürgermeisters  

Voranschlagsaufhebungserlass  
Bezirksvernetzungstreffen Integration Braunau  
Umwidmung Familie Schmidsberger, St. Pantaleon   
Information Straßenbau Gemeindegebiet  
Information Tkauz Robert – Pult für Themenwege und Schreiben Entwicklung Riedersbach  
Information Einleitung von Regenwässern in Oberflächenwasserkanal  
Schreiben Bundeministerium für Finanzen – Gemeindeförderung  

13. Allfälliges  

 

 

 

 
Der Bürgermeister eröffnet um 19.00 Uhr die Sitzung und stellt fest, dass  
a) die Sitzung von ihm einberufen wurde 
b) der Termin der heutigen Sitzung im Sitzungsplan (§ 45 Abs. 1 O.Ö. GemO 1990) enthalten ist 
und die Verständigung hierzu an alle Mitglieder, bzw. Ersatzmitglieder zeitgerecht schriftlich am 
17.06.2020 unter Bekanntgabe der Tagesordnung erfolgt ist. 
Die Abhaltung der Sitzung durch Anschlag an der Amtstafel am gleichen Tag öffentlich 
kundgemacht wurde. 
c) die Beschlussfähigkeit gegeben ist. 
d) die Verhandlungsschrift über die letzte Sitzung vom 27.05.2020 bis zur heutigen Sitzung 
während der Amtsstunden im Gemeindeamt zur Einsicht aufgelegen ist, während dieser Sitzung 
zur Einsicht noch aufliegt, außerdem eine Durchschrift den Fraktionsleuten und den Mitgliedern 
des Gemeindevorstandes zugestellt wurde und gegen diese Verhandlungsschrift bis zum 
Sitzungsschluss Einwendungen eingebracht werden können. Die eingebrachten 
Änderungswünsche wurden eingearbeitet.  
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1. 900/ Bericht des Prüfungsausschusses  

Bürgermeister - Die Prüfungsfeststellungen der letzten Sitzung des 

Prüfungsausschusses werden vom Obmann des Ausschusses vorgetragen. 

GR Joham – Trägt die Prüfungsfeststellungen wie folgt vor.  
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Die Prüfungsfeststellungen werden einhellig zur Kenntnis genommen.  
 

2. 030/ Beschlussfassung Infrastrukturkostenvereinbarung Kinzl Georg und Manuela  

Bürgermeister - Nachfolgend der Entwurf der Nutzungsvereinbarung bzw. der 

Infrastrukturkostenvereinbarung mit der Familie Kinzl. 

Infrastrukturkostenvereinbarung GST 343/1 

Nutzungsvereinbarung GST 343/1  

 
Die Vereinbarung ist lediglich für die in der Skizze dargestellte Fläche „MB“ abzuschließen. 

Der hintere Bereich bzw. der „M“ Bereich fallen nicht hinein. Für weitere Umwidmungen in 

diesem Bereich sind dann neuerliche Infrastruktur- bzw. Nutzungsvereinbarungen 

abzuschließen.  

Der Bürgermeister stellt den Antrag, die vorliegende Infrastrukturkostenvereinbarung 

betreffend einen Teil des GST 343/1 sowie die entsprechende Nutzungsvereinbarung für 

diesen Bereich mit Herrn Kinzl Georg abzuschließen. Der Antrag wird in offener Abstimmung 

durch Erheben der Hand einstimmig angenommen.  

 
 

3. 031/ Beschlussfassung Verfahren nach dem Raumordnungsgesetz 
Bürgermeister - Pt. 3 u. 4 gehören zusammen!   

 
 

4. Beschlussfassung Seeleiten / Neuplanungsgebiet  
Bürgermeister – Geht auf die Unterlagen betreffend das zu beschließende 
Neuplanungsgebiet in Seeleiten ein.  

gr_02_2020_Kinz/Anlage_Infrastrukturkostenvereinbarung_Vertrag_Kinzl.doc
gr_02_2020_Kinz/Anlage%20_Nutzungsvereinbarung_kinzl.docx
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Die Verordnung für das Neuplanungsgebiet besagt, dass wir binnen zwei Jahren einen 
Bebauungsplan beschließen können. Der Bestand soll dadurch geschützt bleiben. Es soll 
daher in weiterer Folge ein Bebauungsplan beschlossen werden.  
Der Bürgermeister stellt den Antrag, nachfolgende Verordnung zu beschließen.  
 

KUNDMACHUNG 

 

Der Gemeinderat der Gemeinde St. Pantaleon hat in seiner Sitzung am 24.06.2020,  

Top 4, die Verordnung zum Neuplanungsgebiet beschlossen. 

 

VERORDNUNG ZUM NEUPLANUNGSGEBIET 

 

§ 45 Abs. (1) der OÖ BauO 1994 idgF 

Der Gemeinderat kann durch Verordnung bestimmte Gebiete zu Neuplanungsgebieten erklären, 

wenn ein Flächenwidmungsplan oder ein Bebauungsplan für dieses Gebiet erlassen oder geändert 

werden soll und dies im Interesse der Sicherung einer zweckmäßigen und geordneten Bebauung 

erforderlich ist. Der Gemeinderat hat anlässlich der Verordnung die beabsichtigte Neuplanung, die 

Anlass für die Erklärung ist, in ihren Grundzügen zu umschreiben. 
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Der Bau- und Planungsausschuss der Gemeinde St.Pantaleon hat in seiner Sitzung am 06.02.2018 

folgende Empfehlung an den Gemeinderat beschlossen: 

Die in der nachstehenden Abbildung abgegrenzten Grundstücke (Ortschaftsteil „Seeleiten“) mit in 

Summe ca. 22.250 m² oder ca. 2,2, ha) werden gemäß § 45 BauO 1994 idgF zum Neuplanungsgebiet 

erklärt: 

 

Abbildung (ohne Maßstab) mit Abgrenzung des Neuplanungsgebietes in pinker Farbe. 
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Begründung:  

Auf den Grundstücken, Parz. Nr. 348/2 und 348/3, ist die Errichtung eines Mehrparteienhauses mit 

10 Wohneinheiten, in dreigeschossiger Bauweise mit einer Bruttogeschossfläche von ca. 480 m² im 

EG und 1.OG bzw. ca. 360 m² im 2.OG geplant. Die gegenständlichen Grundstücke befinden sich in 

der Widmung „Wohngebiet“ auf einer Seehöhe von 452 müA. Die Parzellen sind gänzlich unbebaut. 

Im Norden der Grundstücke verläuft die Hochspannungsleitung (30kV) inklusive 6 m Schutzbereich, 

welcher in die Grundstücke ragt. Süd-Westlich grenzt das Gebiet an die Landesstraße, für welche ein 

8 m Schutzbereich vorgesehen ist. Östlich befinden sich noch unbebaute Parzellen, welche ebenfalls 

in der Widmung „Wohngebiet“ liegen. Die überwiegende Teil der Ortschaft ist mit als klassischen Ein- 

bis Zweifamilienwohnhäusern bebaut. 

Aufgrund der beschriebenen Ausgangsbedingungen, der nicht mehr gegebenen Zentralität sowie der 

geplanten Verbauung mit einem mehrgeschossigen Wohnblock, wird vorgeschlagen für den 

gegenständlichen Ortschaftsbereich ein Neuplanungsgebiet und darauf aufbauend einen 

Bebauungsplan zu verordnen. Gemäß § 31 des OÖ ROG idgF hat jede Gemeinde in Durchführung der 

Aufgabe der örtlichen Raumordnung durch Verordnung Bebauungspläne zu erlassen, soweit dies zur 

Sicherung einer zweckmäßigen und geordneten Bebauung oder zur Erreichung eines möglichst 

wirksamen Umweltschutzes erforderlich ist.  

Folgende, für die Planung maßgebliche Punkte sind Inhalt der Neuplanungsgebietsverordnung: 

 Der Geltungsbereich innerhalb des Neuplanungsgebietes betrifft sämtliche Grundstücke, die 

sich in den Widmungskategorien § 22 Abs. (1) „Wohngebiet“ des OÖ ROG 1994 idgF 

befinden. 

 Im Sinne einer aktiven Bodenpolitik der Gemeinde St. Pantaleon und zur Vereinheitlichung 

von Bebauungsparametern bzw. nachvollziehbaren Abstufung von maximalen 

Bebauungsvorgaben für Siedlungslagen in räumlicher Nähe zueinander, soll für den 

gegenständliche Siedlungsraum „Seeleiten“ nach erfolgter städtebaulicher Überprüfung zur 

(weiteren) Gewährleistung einer zweckmäßigen, geordneten und zeitgemäßen Bebauung, 

ein Bebauungsplan erstellt werden. 

 Bei der Erlassung von Bebauungsplänen ist die im Interesse der baulichen Ordnung 

erforderliche räumliche Verteilung der Gebäude und sonstigen Anlagen sowie 

gegebenenfalls das Maß der baulichen Nutzung möglichst so festzulegen, dass eine 

gegenseitige Beeinträchtigung vermieden wird. Insbesondere ist auf ein ausreichendes Maß 

an Licht, Luft und Sonne sowie auf die Erfordernisse des Umweltschutzes Rücksicht zu 

nehmen. Durch die digitale Bestandserfassung der Gebäude sowie mit Hilfe von Orthophotos 

wird auch eine gerechtere Darstellung der planlichen Inhalte für die jeweiligen Bauplätze 

möglich. Dies ist vor allem im Hinblick auf die Vermeidung der Verbauung von noch 

unverbauten Gartenzonen sowie in ökologisch sensiblen Bereich entlang des Schleißbaches 

von besonderer Bedeutung. 

 Darstellung der tatsächlichen Straßenfluchtlinien entsprechend dem aktuellen 

Vermessungsstand der digitalen Katastermappe. 

 Baufluchtlinien: Ausweisung der Baufluchtlinien in Abstimmung bzw. unter Berücksichtigung 

der umliegenden Nachbarparzellen. Die Baufluchtlinien werden auf die Parzelle bezogen 

ausgewiesen, maximale Bebauungstiefen und Mindestabstände zu den 

Nachbargrundgrenzen (um das Konfliktpotential durch Bauwerke zu den Nachbarn möglichst 

gering zu halten) werden ortsüblich (unter Berücksichtigung des weitgehenden Ein- bis 

Zweifamilienwohnhauscharakters) festgelegt. Dabei sollen die Baufluchtlinien zunächst an 
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den Gebäudebestand angepasst und bauliche Erweiterungsmöglichkeiten städtebaulich 

verträglich und parallel zu den Grundgrenzen des jeweiligen Bauplatzes ausgewiesen 

werden. 

Untergeordnete Bauwerke sowie Garagen, Schutzdächer und Carports sollen auch im 

Bauwich (im Abstand) nach Maßgabe der Bestimmungen in vergleichbaren Satzungen in 

Thalheimer Bebauungsplänen zulässig sein.  

 Maß der baulichen Nutzung, Gebäudehöhen und Bauweisen: Das Maß der baulichen Nutzung 

der Grundstücke ist durch die Gebäudehöhe, die Geschoßflächenzahl und/oder die 

Grundflächenzahl auszudrücken. Darüber hinaus kann das Maß der baulichen Nutzung 

insbesondere durch Festlegung der Anzahl der Geschosse näher bestimmt oder durch 

Angabe der bebaubaren Fläche des Bauplatzes oder der Höchstzahl der in den Gebäuden 

zulässigen Wohneinheiten beschränkt werden. 

• Grundsätzliche Kennwerte: keine Verbauung über das ortsübliche Maß hinaus. D.h. 

max. GFZ von max. 0,35; max. II Geschosse; Traufhöhe von 6,5 m und Firsthöhe von 

9,0 m. Dies entspricht den Bebauungsvorgaben weiter Bereiche des klassischen 

Wohnsiedlungsraumes in gegenständlicher Ortslage.  

• Gebäude, welche die maximal vertretbare Bauhöhe bereits erreicht haben, werden 

gesondert mit (HB) gekennzeichnet. Eine Überbauung der Bestandshöhe (First) ist 

nicht mehr zulässig. 

• Bevorzugt werden Wohnbebauungen in Form der „offenen Bauweise“. 

• Erhaltung eines harmonischen Übergangs zu den landwirtschaftlichen Nutzflächen 

(Siedlungsrandlagen) durch Verringerung der Geschossanzahl und der baulichen 

Dichte.  

• Pro Bauplatz sind ausschließlich Kleinhausbauten (mit max. 3 Wohneinheiten) zulässig. 

 Festlegung klarer und einheitlicher Bestimmungen hinsichtlich Anzahl und 

Abstandsbestimmungen bei Garagen, Carports und mit Schutzdächern versehene 

Abstellplätze. Bei Neubauten generell und bei Zu- und Umbauten die zu einer Erhöhung der 

derzeit vorhandenen Wohneinheiten führen, sind pro Wohneinheit 2 Stellplätze 

nachzuweisen.  

 Die Dachform und -neigung der Dächer für die Hauptgebäude soll im Wesentlichen frei 

wählbar sei. 

 Berücksichtigung des Erhalts der natürlichen Oberflächenentwässerung (offene Gräben, etc.) 

sowie bei Bedarf Forderung nach einem Oberflächenentwässerungskonzeptes. 

 Berücksichtigung von Waldabstandsflächen durch Beschränkung der Nutzung und 

Zurücknahme der Baufluchtlinien.  

 Berücksichtigung sämtlicher Ersichtlichmachungen im rechtswirksamen FWP, wie 

Hochspannungsleitungen, Bauverbotsbereich an Landesstraßen, etc. in der 

Bebauungsplanung. 

 Sofern digital vorhanden, Übernahme des Leitungskatasters (Kanal, Wasser, 

Lichtwellenleitungen, etc.) in den Bebauungsplan. 

 Erstellen von Satzungen – unter Berücksichtigung der Auswirkungen neuer Gesetzgebungen 

(insbesondere Novellierung des BauTG 2013) -  in Anlehnung an die Bebauungspläne neueren 

Datums innerhalb der Gemeinde St. Pantaleon.  

§ 45 Abs. (2) der OÖ BauO idgF 
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Die Erklärung zum Neuplanungsgebiet hat die Wirkung, dass Bauplatzbewilligungen, Bewilligungen 

für die Änderung von Bauplätzen und bebauten Grundstücken und Baubewilligungen - 

ausgenommen Baubewilligungen für Bauvorhaben gemäß § 24 Abs. 1 Z 4 - nur ausnahmsweise erteilt 

werden dürfen, wenn nach der jeweils gegebenen Sachlage anzunehmen ist, dass die beantragte 

Bewilligung die Durchführung des künftigen Flächenwidmungsplans oder Bebauungsplans nicht 

erschwert oder verhindert. 

§ 45 Abs. (3) der OÖ BauO idgF 

Verpflichtungen, die sich bei Erteilung einer Bewilligung gemäß Abs. 2 ergeben hätten, wenn der 

neue oder geänderte Flächenwidmungsplan oder Bebauungsplan schon zur Zeit ihrer Erteilung 

rechtswirksam gewesen wäre, können nach dem Rechtswirksamwerden des Plans von der 

Baubehörde nachträglich vorgeschrieben werden, sofern die Bewilligung noch wirksam ist. 

§ 45 Abs. (4) der OÖ BauO idgF: 

Die Verordnung über die Erklärung zum Neuplanungsgebiet tritt entsprechend dem Anlass, aus dem 

sie erlassen wurde, mit dem Rechtswirksamwerden des neuen Flächenwidmungsplans oder 

Bebauungsplans oder der Änderung des Flächenwidmungsplans oder Bebauungsplans, spätestens 

jedoch nach zwei Jahren, außer Kraft. 

 

§ 45 Abs. (5) der OÖ BauO idgF 

Der Gemeinderat kann die Erklärung zum Neuplanungsgebiet durch Verordnung höchstens zweimal 

auf je ein weiteres Jahr verlängern. Eine darüber hinausgehende Verlängerung auf höchstens zwei 

weitere Jahre kann durch Verordnung des Gemeinderates erfolgen, wenn sich die vorgesehene 

Erlassung oder Änderung des Flächenwidmungsplans oder Bebauungsplans ausschließlich deswegen 

verzögert, weil überörtliche Planungen berücksichtigt werden sollen; eine solche Verordnung bedarf 

der Genehmigung der Landesregierung, die zu erteilen ist, wenn mit einer Fertigstellung und 

Berücksichtigung der überörtlichen Planung innerhalb der weiteren Verlängerungsfrist gerechnet 

werden kann. Auch im Fall einer Verlängerung tritt die Verordnung mit dem Rechtswirksamwerden 

des neuen Plans oder der Änderung des Plans außer Kraft. 

 

 

                                                                            Der Bürgermeister 

                                                                              Valentin David 

 

 

 

Angeschlagen am: 13.07.2020 

Abgenommen am: 28.07.2020 
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Keine Einwendungen 

Der Bürgermeister 

 
 
 
Der Antrag wird in offener Abstimmung durch Erheben der Hand einstimmig angenommen.  
 
Beschlussfassung Einleitung Verfahren Bebauungsplan Änderung  
 
Veichtlbauer Hannes / Ordination Dr. Eva Permanschlager  
Bürgermeister – Das Dokument zur Einleitung des Verfahrens zur Änderung des 
Bebauungsplanes stellt sich wie folgt dar.  
 
 

 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, das Verfahren zur Einleitung der Änderung des 
Bebauungsplanes entsprechend den vorliegenden Unterlagen zu beschließen. Der Antrag 
wird in offener Abstimmung durch Erheben der Hand einstimmig angenommen.  
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5. 262/ Beschlussfassung betreffend Sportanlage in Trimmelkam 
Bürgermeister - Es sollte über die ehemalige Sportanlage des ATSV in Trimmelkam diskutiert 
werden. Nachfolgend ein Lageplan aus diesem Bereich. 

 
 
Bürgermeister – Die Sportanlage wurde durch Hr. Kinzl betreut. Hr. Schmutzler wollte  
dort mähen. Es soll die weitere Vorgangsweise besprochen werden. Die Firma Stampfl  
wollte dort ein Vorkaufsrecht. Sobald wir eine Verwendung festgelegt haben sollte  
die Fa. Stampfl informiert werden. Wir sollten die Angelegenheit mit der 
Raumordnungsabteilung abstimmen.  
GR Joham – Wünscht sich, dass dort Firmen mit 40 – 50 Mitarbeitern angesiedelt werden.  
Bürgermeister – Es besteht immer das Risiko, dass auf einer Fläche nicht viele Mitarbeiter 
tätig sind. Eine reine Lagerfläche sollte auf dem Bereich aber nicht geschaffen werden.  
GR Dr. Binder – Erkundigt sich nach der Widmung.  
Bürgermeister – Bin gegen eine Lösung im Bereich Tennisplatz, wenn der Tennisverein dort 
weitermachen möchte. Das Problem mit den Veteranen des ATSV ist zu lösen.  
Bürgermeister – Es sollte über die Verwendung diskutiert werden.  
GR Mages Philipp – Erkundigt sich, ob es konkret um Betriebsansiedelung und nicht um 
Wohnbau in diesem Bereich geht.  
Bürgermeister – Glaubt nicht an eine Möglichkeit von Wohnbau in diesem Bereich.  
GV Ing. Pohl – Wohngebiete benötigen einen Abstand von mind. 100 m – dies ist wohl dort 
nicht machbar.  
Bürgermeister – Wir möchten mit der Raumordnungsabteilung diesen Bereich abklären. Der 
Gemeinderat wird dann informiert.  
Vizebgm Rusch – Aus ihrer Sicht sollte es sich in Richtung Gewerbegebiet entwickeln.  
GV Huber – Die Fläche sollte nicht als Lagerplatz gewidmet werden.  
Bürgermeister- Erwähnt die seinerzeitigen Ansiedelungsbemühungen durch die TMG, Hr. 
Pree.  
Bürgermeister – Es sollte demnächst ein Gespräch mit der Raumordnungsabteilung geben.  
Der Bürgermeister stellt den Antrag, für diese Vorgangsweise.  
Der Antrag wird mit der Gegenstimme von GR Dr. Binder mehrheitlich angenommen.  
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6. 240/ Beschlussfassung betreffend Kinderbetreuung aufgrund Covid-19 Gesetz  
Bürgermeister - Wir haben in unserer derzeitigen Tarifordnung keine Formulierung 
hinsichtlich einer wochenweisen Vorschreibung der Elternbeiträge. Daher, müsste auch in 
Zeiten wo der Kindergarten aufgrund der Corona Maßnahmen geschlossen war, 
vorschreiben. Um eine Vorschreibung für einen Zeitraum von unter einem Monat in diesem 
Zeitraum zu ermöglichen, sollte nach Rücksprache mit dem Land ein Beschluss gefasst 
werden, dass wir hier weniger als ganze Monate verrechnen. Dies betrifft derzeit einen 
Zeitraum von zwei Monaten. 
GV Huber – Man sollte dies generell so regeln für den Fall, dass wir wieder in eine derartige 
Situation kommen.  
GR Dr. Binder – Erkundigt sich, um welchen Betrag man hier dann weniger vorschreiben will.  
Bürgermeister - Beziffert die Summen auf ca. € 5.000,00 für zwei Monate.  
Der Bürgermeister stellt den Antrag, für diesen Zeitraum sowie für eventuell künftige 
Zeiträume mit Corona bedingten Sondermaßnahmen, wochenweise vorschreiben zu dürfen. 
Der Antrag wird in offener Abstimmung durch Erheben der Hand einstimmig angenommen.  

 
7. 250/ Beschlussfassung Indexanpassung Tarif Hort Riedersbach 

Bürgermeister – Geht auf das Schreiben betreffend Indexanpassung Tarif Hort Riedersbach 
zur weiteren Beschlussfassung ein. Der Bürgermeister stellt den Antrag, die vorgetragene 
Indexanpassung Tarif Hort Riedersbach wie folgt zu beschließen.  
Der Mindestbeitrag im Hort beträgt 44 Euro.  
Der Höchstbeitrag bis 25 Wochenstunden wird mit 115 Euro festgelegt. Der Höchstbeitrag für 
darüberhinausgehende Inanspruchnahme beträgt 152 Euro. 
Der Antrag wird in offener Abstimmung durch Erheben der Hand einstimmig angenommen.  

 
8. 250/ Beschlussfassung EKIZ - Jahresabschluss 2019 

Bürgermeister - Es ist hinsichtlich des Jahresabschlusses 2019 des EKIZ ein entsprechender 
Beschluss zu fassen. Der Bürgermeister stellt den Antrag, den EKIZ Jahresabschluss 2019 in 
der vorgelegten Form zu beschließen. Der Antrag wird in offener Abstimmung durch Erheben 
der Hand einstimmig angenommen.  
  

9. 612/ Beschlussfassung Gestattungsvertrag Sondernutzung mit Energie AG‚ 
Bereich Moosachbrücke (Helmberger Straße / Laubenbach) 
Bürgermeister - Von der Gemeinde St. Georgen wurde uns ein Gestattungsvertrag zur 
Sondernutzung für das Netz Oberösterreich GmbH übermittelt. Es geht dabei um ein 
Niederspannungskabel zwischen Laubenbach (Gemeinde St. Pantaleon) und Helmberg 
(Gemeinde St. Georgen). Dieser Vertrag wurde erst diese Woche an das Gemeindeamt 
überbracht und sollte einer Beschlussfassung zugeführt werden.  
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Der Bürgermeister stellt den Antrag, den vorliegenden Gestattungsvertrag mit der Netz OÖ 
abzuschließen. Der Antrag wird in offener Abstimmung durch Erheben der Hand einstimmig 
angenommen.  

 

 



20 
 

 
 

10. 670/ Beschlussfassung betreffend Überprüfung Versicherungen 
Bürgermeister - Von der Firma Life wurde ein Konzept betreffend Überprüfung 
Versicherungen ausgearbeitet. In der Anlage werden die gegenständlichen Unterlagen 
bereitgestellt. Es sollten nunmehr die weiteren Schritte fixiert werden. Das vorliegende 
Konzept wurde vollinhaltlich zur Kenntnis gebracht. Laut Berechnung der Firma Life könnten 
wir hier Einsparungen in der Höhe von € 5.039,12 erzielen.  
Gewisse Mehrleistungen wären möglich. Es liegen die berechneten Werte der Uniqa 
Versicherung vor. Wir hätten die Möglichkeit, dies gleich an die Uniqa zu vergeben. Es sollte 
jedoch noch eine weitere Versicherungsgesellschaft mit diesen Versicherungswerten zur 
Angebotslegung eingeladen werden. Die Versicherungssummen sind ja bekannt. Derzeit liegt 
nur ein Angebot der Uniqa Versicherung vor.  
GR Joham – Schlägt vor, die Abwicklung der Firma Life zu übergeben und die entsprechenden 
Versicherungen, die derzeit Mehrkosten verursachen ohne Vergleich zu kündigen.  
Bürgermeister – Ohne Vergleich eine Vergabe durchzuführen entspricht nicht der 
Gemeindeordnung.  
GV Huber – Das Angebot nur einer Versicherung ist sicherlich nicht ausreichend.  
GR Köck – Wir sollten es einer zweiten Firma für ein Angebot geben.  
Bürgermeister – Wir benötigen von weiteren Versicherungsgesellschaften ein Angebot, nicht 
jedoch von einem zweiten Makler.  
GV Schmidlechner – Wir sollten so bald wie möglich eine Schätzung beauftragen um den 
tatsächlichen Wert zu ermitteln. Es wird schon lange diskutiert. Das derzeitige Angebot 
besagt, dass die Prämie günstiger wird und plädiert für eine umgehende Umsetzung 
aufgrund des Angebotes.  
Vizebgm Rusch – Wir benötigen zwei bis drei weitere Angebote von Versicherungen.  
Amtsleiter – Es sind mehrerer Angebote einzuholen – eventuell könnte man auch das BBA 
mit einer Schätzung beauftragen. Ansonsten Ausschreibung an weitere Versicherer mit den 
Werten die wir derzeit haben.  
GR Höfer – Plädiert auch für eine vorherige Schätzung.  
GR Ing. Waltl – Es wurde hier eine deutlich bessere Deckung angeboten. Es wurden auf 
vorhandene Ausschreibungen bei der Angebotserstellung zurückgegriffen. Es ist wichtig, dass 
wir ein Angebot erhalten, wo wir ein Wertgutachten erhalten.  
Amtsleiter – Wir sollten vorab andere Angebote einholen.  
Bürgermeister – Der Makler hat hier die Preise ausgewiesen – die Versicherung solle jedoch 
tatsächlich an mehrere Anbieter ausgeschrieben werden.  
GV Huber – Spricht sich auch für mehrere Angebote aus.  
GR Köck - Ein Beschluss wäre dann nach Vorlage von mehreren Angeboten bei der nächsten 
Gemeinderatssitzung möglich.  
GR Pabinger Manfred – Es wäre vernünftig gewesen, wenn wir jetzt schon mehrere Angebote 
des Maklers erhalten hätten.  
GV Ing. Pohl – Andere Versicherungen sollten auf das Boot mit den Bündelversicherungen 
aufspringen.  
GV Schmidlechner – Versicherungsmakler fragen nur bei einigen Versicherungen an.  
GR Joham – Der Makler sollte mehrere Angebote einholen.  
GR Dr. Binder – Wir hätten für dieses eine Angebot keinen Makler gebraucht.  
Bürgermeister – Prämie und Leistungen sollten definiert werden.  
GV Schmidlechner - Der Berater ist auch für eine ordnungsgemäße Beratung verantwortlich.  
Amtsleiter – Es sollen mehrere Angebote durch den Makler eingefordert werden.  
GR Dr. Binder – Die Angelegenheit soll dann in der nächsten GR Sitzung endgültig geklärt 
werden.  
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Der Bürgermeister stellt den Antrag, durch den Makler die Einholung von weiteren 
Vergleichsangeboten zu veranlassen. Der Antrag wird in offener Abstimmung mit der 
Stimmenthaltung von GR Thomas Gruber und den Gegenstimmen von GR Joham, GR Ing. 
Waltl, GR Schmiedlechner, GR Huber Felix Walter und GR Mages Philipp mehrheitlich 
angenommen.  

 
 

11. 770/ Beschlussfassung Änderung Postpartnervertrag 
Bürgermeister – Nachfolgend der geänderte Postpartnervertrag – dieser sollte diskutiert und 
dann einer Beschlussfassung zugeführt werden. Im Gemeindevorstand wurde diese 
Angelegenheit schon diskutiert. Es wurde darüber diskutiert, dass wir in dieser Form nicht 
einverstanden sind. Aufgrund der zahlreichen Bestimmungen hinsichtlich der Bank. Ich habe 
dann am 16. Juni 2020 mit der Postpartner Betreuerin telefoniert – sie meinte es würde 
jemand vorbeikommen. Ich habe von der Post bisher keinen geänderten Vertrag erhalten. Es 
wurde von der Post jedoch folgende Erklärung abgeben.   
„Wenn man den Vertrag „alt“ mit dem neuen Post Partner Vertrag vergleicht, hat sich 
bezüglich der Bank kaum etwas verändert. Es wurde hier lediglich der Name der Bank von 
BAWAG auf Bank99 geändert. Somit sind auch keine weiteren Verpflichtungen 
hinzugekommen. 
  
Beim Thema Bank für Post Partner handelt es sich hauptsächlich um das Mindestangebot von 
Einzahlungen, Auszahlungen und Überweisungen. Es mussten weder bisher, noch werden in 
Zukunft Verpflichtungen bezüglich Kontoeröffnungen, Beratungen oder Bewerbungen der 
angebotenen Produkte eingefordert werden. Diese Angebote sind als Zusatzangebot für die 
Kunden beim Post Partner zu sehen, die bei Ausführung auch mit einer Provision für den 
Aufwand belohnt werden (Banküberleitung z.B.). 
Lt. meiner Recherche machen die Bankgeschäfte derzeit nur 0,5% der Transaktionen aus.  
 
Bürgermeister – Wir machen sicherlich keine Bankgeschäfte bei unserem Postpartner 
aufgrund der notwendigen Schulungen, Haftungen, Aufwand an Beratungsleistungen. 
Diskussion über Sparbuch Ein- bzw. Auszahlungen.  
GR Joham – Die Post soll es selbst machen, wenn sie weiteren Service von uns verlangen 
wollen.  
Bürgermeister – Einige Postpartner verdienen – der Rest ist negativ.  
Der Bürgermeister stellt den Antrag, den Postpartnervertrag in der vorliegenden Form mit 
folgendem Zusatz zu beschließen.   
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…“  
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Der Antrag wird in offener Abstimmung durch Erheben der Hand einstimmig angenommen.  
 
 

  
12. Bericht des Bürgermeisters  

Voranschlagsaufhebungserlass  
Bürgermeister – geht auf den Voranschlagsaufhebungserlass ein.  
Amtsleiter – Berichtet von der Veranstaltung bei der BH Braunau – wonach bisher alle 
Voranschläge aufzuheben waren und es künftig sehr schwierig wird, einen genehmigten 
Voranschlag zu haben. Die Unterlagen wurden zur Verfügung gestellt. Wir werden daher 
öfter einen Nachtragsvoranschlag beschließen müssen.  
Bürgermeister – Es gibt hier schon eine Diskussion auf politischer Ebene – der 
Landeshauptmann nimmt sich der Sache an. Es gibt zu wenig klare 
Durchführungsbestimmungen.  
Bezirksvernetzungstreffen Integration Braunau  
Bürgermeister – Geht auf die Unterlagen zum Bezirksvernetzungstreffen betreffend 
Integration Braunau ein. 
 
Umwidmung Familie Schmidsberger, St. Pantaleon   
Bürgermeister - Es ist geplant, einen Bereich in St. Pantaleon künftig als Wohngebiet zu 
widmen – Drei Brüder werden in den nächsten Jahren den Grund entsprechend verwenden. 
Wir brauchen ihn diesem Bereich eine nachhaltige Entwicklung.  
 
Information Straßenbau Gemeindegebiet  
Bürgermeister – Der Straßenbau wird diese Woche fertig. In der 2. Juli Woche werden wir 
dann den Gehsteig Kuglberg in Angriff nehmen.  
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Information Tkauz Robert – Pult für Themenwege und Schreiben Entwicklung Riedersbach 
Von den St. Pantaleoner Bergbaufreunden wurde ein neues Info Pult im Bereich Mostbauer 
Mehlhart errichtet – Anbei die entsprechende Information von Hr. Tkauz. Anbei außerdem 
ein Schreiben von Hr. Tkauz betreffend Entwicklung in Riedersbach. Diskussion über die WAG 
Siedlung – hier hat es seinerzeit bei der Übernahme laut Aussage der WAG keinerlei 
Rücklagen gegeben. Es soll laut Aussage der WAG, demnächst ein Treffen der WAG mit dem 
Wohnbaulandesrat geben.  
GR Strohmeier – Geht auf die Sanierung einiger Wohnungen ein. Heuer werden schon  
5 Wohnungen saniert – das Geld muss irgendwie wieder hereinkommen. Einige Wohnungen 
sind in Arbeit.  
Bürgermeister – Es sollte hier einen runden Tisch geben, dass sich etwas bewegt.  
 
Information Einleitung von Regenwässern in Oberflächenwasserkanal  
Bürgermeister - Von der BH Braunau haben wir ein entsprechendes Schreiben betreffend 
Einleitung in den Oberflächenwasserkanal erhalten. Eine Verordnung sollte vorerst aber nicht 
erlassen werden.  
 
Schreiben Bundeministerium für Finanzen – Gemeindeförderung  
Bürgermeister - Vom Bundesministerium für Finanzen wurde ein Schreiben betreffend 
möglicher Gemeindeförderungen übermittelt. Leider gibt es zu den in Aussicht gestellten 
über 300 000 Euro noch keine Durchführungsverordnung.  
 
Verfahren LVW GH  
Bürgermeister – Berichtet von den Verfahren in Bauangelegenheiten vor dem 
Landesverwaltungsgerichtshof. Es geht hier um Objekte in Reith. Die Beschwerdeführer 
berufen sich hier auf alte Kaufverträge bzw. auf einen alten Flächenwidmungsplanentwurf. 
Der Vorwurf an die Gemeinde wurde hier bekräftigt, dass wir nichts unternehmen. 
Bürgermeister geht auf die Pläne ein. Man wird sehen, welches Urteil der LVW GH hier gefällt 
hat.  
 
Bürgermeister war bei der Brandverhütung – hier gab es einen Vortrag über Oberflächen 
bzw. Hangwässer. Es geht um die Kernzonen wo wir etwas gemacht haben, die sind in den 
Karten eingezeichnet. Bei Überarbeitung des Flächenwidmungsplanes sollte dies auch 
einfließen.  
 
Spielplätze  
Die Firma Siad, zahlt einige Geräte bzw. eine Hütte. Die Siad möchte dafür Pressearbeit von 
uns.  
 
Badeplatz Höllerersee  
Bürgermeister - War schon dreimal bei Huemer – morgen wird es diesbezüglich noch ein 
Gespräch geben.  
 
Baum- und Strauchschnitt  
Bürgermeister - Dies nimmt immer mehr zu. Es gibt massive Probleme mit dem Schneiden 
der Bäume und Hecken. 
 
Euregio  
Bürgermeister – Berichtet von der JHV der Euregio.  
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13. Allfälliges  
GR Huber Felix Walter – Erkundigt sich nach dem „schlafenden Polizisten“ in Reith.  

Bürgermeister – Damit nicht so schnell gefahren wird wurde dieser dort gelassen. 

Ursprünglich hätte dieser „Hüpfer“ wegkommen sollen.  

GR Joham – Erkundigt sich nach dem Parkplatz bei der NMS warum dieser nunmehr nicht mit 

Schotterrasen umgesetzt wurde.  

Amtsleiter- Erklärt den Sachverhalt.  

GR Strohmeier – Erkundigt sich wegen der Situation des Verbrauchermarktes in Riedersbach.  

Bürgermeister – Seitens der Grundeigentümer dürfte dies geklärt sein – jetzt ist die 

Raumordnung am Zug.  

Vizebgm Rusch – Erkundigt sich, ob der Kulturausschuss mit Frau Nessling etwas machen will.  

GR Tisch – Er hat hier etwas in Vorbereitung.  

 

Nachdem sich niemand mehr zu Wort meldet schließt der Vorsitzende die Sitzung um 

20.40 Uhr. 

 

 

Schriftführer                   Bürgermeister 

 

 

……………………….  …………………………. 

 

 

 

SPÖ-Fraktion  ÖVP-Fraktion 

 

 

………………………  …………………………. 

 

OGL-Fraktion  FPÖ-Fraktion 

 

 

………………………  …………………………. 
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Gemäß § 54 OÖ. GemO 1990 und § 15 der Geschäftsordnung wird festgestellt, dass gegen die 
gegenständliche Verhandlungsschrift keine Einwendungen erhoben wurden, bzw. mit dem 
Beschluss über die Einwendungen die Verhandlungsschrift als genehmigt gilt. 
 

 

Genehmigt in der Sitzung, Der Bürgermeister: 

 


